
 

 

 
 

MONATSSCHRIFT FÜR MANDANTEN DER THOMAS GLEISL & KOLLEGEN STEUERBERATER GBR 
RORITZERSTRASSE 27 A � POSTFACH 910166 � 90259 NÜRNBERG � SAMMELRUF 0911/37297-0 � TELEFAX 0911/37297-20 

Nürnberg, im Februar 2022 
 
 

Steuerfreie Zuschläge für tatsächlich an Sonn-, Feiertagen oder zur Nachtzeit geleistete Arbeit 

1. Tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit ist jede zu den begünstigten Zeiten tat-
sächlich im Arbeitgeberinteresse ausgeübte Tätigkeit des Arbeitnehmers, für die er einen Anspruch auf 
Grundlohn hat. 

2. Die arbeitszeitrechtliche Einordnung der Tätigkeit nach dem Arbeitszeitgesetz ist für die Auslegung des 
Begriffs der tatsächlich geleisteten Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit i.S.v. § 3b Abs. 1 EStG ohne 
Bedeutung. 

3. Eine konkret (individuell) belastende Tätigkeit des Arbeitnehmers verlangt § 3b EStG für die Steuerfrei-
heit von Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeitszuschlägen nicht. Erforderlich, aber auch ausreichend 
ist, dass der Arbeitnehmer eine grundlohnbewehrte Tätigkeit tatsächlich zu den begünstigten Zeiten 
ausübt. 
*BFH, Urt. v. 16.12.2021 – VI R 28/19 

Die Klägerin nimmt mit einer Mannschaft am Spielbetrieb einer deutschen Profiliga teil. Die bei ihr angestellten Spie-
ler und Betreuer sind verpflichtet, zu Auswärtsspielen im Mannschaftsbus anzureisen. Erfolgte die Anreise an Sonn- 
oder Feiertagen oder in der Nacht, dann erhielten Spieler und Betreuer hierfür neben ihrem Grundgehalt steuerfreie 
Zuschläge. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass für die Beförderungszeiten zu Auswärtsspielen, soweit diese 
nicht mit belastenden Tätigkeiten verbunden seien (bloßer Zeitaufwand im Mannschaftsbus), keine steuerfreien 
Zuschläge geleistet werden könnten. Der hierauf entfallende Teil der Zuschläge sei daher von der Klägerin nachzu-
versteuern. Dagegen wehrte sich die Klägerin. 
Der BFH hat ihr jetzt Recht gegeben. Nach § 3b Abs. 1 EStG sind Zuschläge, die für tatsächlich geleistete Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit neben dem Grundlohn (laufender Arbeitslohn) gezahlt werden, steuerfrei, soweit 
sie bestimmte Prozentsätze des Grundlohns nicht übersteigen. 
Zur Anwendung der Steuerbefreiung gelten nach dieser Entscheidung folgende Grundsätze: 
Die Zuschläge müssen neben dem Grundlohn geleistet werden; sie dürfen nicht Teil einer einheitlichen Entlohnung 
für die gesamte, auch an Sonn- und Feiertagen oder nachts geleistete Tätigkeit sein. Hierfür ist regelmäßig erforder-
lich, dass in dem Arbeitsvertrag zwischen der Grundvergütung und den Erschwerniszuschlägen unterschieden und 
ein Bezug zwischen der zu leistenden Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit und der Lohnhöhe hergestellt ist. Zu-
schläge können daher nach § 3b EStG nur steuerfrei geleistet werden, wenn und soweit der Arbeitnehmer für die 
zuschlagsbewehrte Tätigkeit auch Anspruch auf Grundlohn hat. Darüber hinaus muss die Zahlung des Zuschlags 
zweckbestimmt erfolgen. Die Steuerbefreiung setzt daher voraus, dass die neben dem Grundlohn gewährten Zu-
schläge für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit gezahlt worden sind. 
Zur tatsächlich geleisteten Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit i.S.v. § 3b Abs. 1 EStG zählt nicht nur die eigent-
liche, arbeitsvertraglich geschuldete (Berufs-)Tätigkeit des Arbeitnehmers, sondern auch jede vom Arbeitgeber zu 
den begünstigten Zeiten verlangte sonstige Tätigkeit oder Maßnahme, die mit der eigentlichen Tätigkeit des Arbeit-
nehmers oder der Art und Weise ihrer Erbringung unmittelbar zusammenhängt. Tatsächlich geleistete Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit ist daher jede zu den begünstigten Zeiten tatsächlich im Arbeitgeberinteresse ausgeübte 
Tätigkeit des Arbeitnehmers, für die er einen Anspruch auf Grundlohn hat, und damit beispielsweise auch das bloße 
Bereithalten einer tatsächlichen Arbeitsleistung i.S.v. § 3b EStG, wenn gerade dieses arbeitsvertraglich geschuldet 
ist. Für die Inanspruchnahme dieser Steuerbefreiungsvorschrift genügt es, wenn der Arbeitnehmer - wie hier - zu 
den in § 3b EStG genannten Zeiten im Interesse seines Arbeitgebers tatsächlich tätig wird, für diese Tätigkeit ein 
Vergütungsanspruch besteht und noch zusätzlich Zuschläge gewährt werden. Ob sich die Tätigkeit (hier: Reisezei-
ten im Mannschaftsbus für Spieler und Betreuer) als individuell belastende Tätigkeit darstellen, ist hingegen uner-
heblich. Erforderlich, aber auch ausreichend ist vielmehr, dass eine mit einem Grundlohn vergütete Tätigkeit - hier 
die gesamte und damit auch die passive Fahrtätigkeit - zu den nach § 3b EStG begünstigten Zeiten (sonntags, feier-
tags oder nachts) tatsächlich ausgeübt wird. Zudem erfordert die Steuerfreiheit der Zuschläge grundsätzlich Einzel-
aufstellungen der tatsächlich erbrachten Arbeitsstunden an Sonn- und Feiertagen oder zur Nachtzeit. Hieran fehlt 
es, wenn die Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit lediglich allgemein abgegolten wird, da hierdurch weder eine 
Zurechnung der Sache nach (tatsächlich geleistete Arbeit während begünstigter Zeiten) noch der Höhe nach (Steu-
erfreistellung nur nach Prozentsätzen des Grundlohns) möglich ist. 
 

 



 

Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

 

Hinweis: 
Die Höhe der von der Klägerin steuerfrei gezahlten Zuschläge stand vorliegend nicht in Streit. Die Klägerin hat bei 
deren Berechnung die nach § 3b EStG höchstens steuerfrei anwendbaren Prozentsätze gewahrt und den Stunden-
lohn für die Berechnung der Zuschläge - wie im Gesetz vorgesehen - mit höchstens 50 € angesetzt. In einem sol-
chen Fall steht es der Steuerfreiheit nicht entgegen, wenn der Stundenlohn - wie beispielsweise bei Spitzensportlern 
- tatsächlich 50 € überschreitet. 

 
Corona-Pandemie: Weitere Verlängerung der verfahrensrechtlichen Steuererleichterungen 
Das BMF hat eine nochmalige Verlängerung der steuerverfahrensrechtlichen Hilfsmaßnahmen erlassen. Verlängert 
wird insoweit die Möglichkeit, für bis zum 31.03.2022 fällige oder fällig werdende Steuern im vereinfachten Verfahren 
eine zinslose Stundung bzw. einen Vollstreckungsaufschub zu beantragen. 

1. Stundung im vereinfachten Verfahren 

Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffenen Steuerpflichtigen können bis 
zum 31.03.2022 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung der bis zum 31.03.2022 fälligen Steuern 
stellen. Die Stundungen sind längstens bis zum 30.06.2022 zu gewähren. In diesen Fällen können über den 
30.06.2022 hinaus Anschlussstundungen für die bis zum 31.03.2022 fälligen Steuern im Zusammenhang mit einer 
angemessenen, längstens bis zum 30.09.2022 dauernden Ratenzahlungsvereinbarung gewährt werden. 

Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen für (Anschluss-)Stundungen sind keine strengen Anforderungen zu stel-
len. Die Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die entstandenen Schäden wertmäßig 
nicht im Einzelnen nachweisen können. Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in den vorgenannten Fällen 
verzichtet werden. 

2. Absehen von Vollstreckungsmaßnahmen (Vollstreckungsaufschub) im vereinfachten Verfahren 

Wird dem Finanzamt bis zum 31.03.2022 aufgrund einer Mitteilung des Vollstreckungsschuldners bekannt, dass der 
Vollstreckungsschuldner nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffen ist, soll bis 
zum 30.06.2022 von Vollstreckungsmaßnahmen bei bis zum 31.03.2022 fällig gewordenen Steuern abgesehen 
werden. 

In diesen Fällen sind die im Zeitraum vom 01.01.2021 bis zum 30.06.2022 entstandenen Säumniszuschläge grund-
sätzlich zu erlassen. Bei Vereinbarung einer angemessenen Ratenzahlung ist eine Verlängerung des Vollstre-
ckungsaufschubs für die bis zum 31.03.2022 fälligen Steuern längstens bis zum 30.09.2022 einschließlich des Er-
lasses der bis dahin insoweit entstandenen Säumniszuschläge möglich. 

3. Anpassung von Vorauszahlungen im vereinfachten Verfahren 

Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffenen Steuerpflichtigen können bis 
zum 30.06.2022 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkom-
men- und Körperschaftsteuer 2021 und 2022 stellen. Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen sind keine strengen 
Anforderungen zu stellen. Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die entstandenen 
Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen nachweisen können. 
*BMF-Schreiben v. 31.01.2022 – IV A 3 – S 0336/20/10001:047 
 
Praxistipp 
 
Arbeitnehmer erwerben während der Elternzeit einen Urlaubsanspruch. Der Arbeitgeber hat aber gemäß § 17 Abs. 1 
S.1 BEEG das Recht von seinem Kürzungsrecht Gebrauch zu machen und den erworbenen Urlaubsanspruch für 
jeden vollen Monat der Elternzeit um 1/12 zu kürzen.  
Im Ergebnis fällt daher kein zusätzlicher Urlaub an. Die Kürzungserklärung sollte aber dem Arbeitnehmer schriftlich 
mitgeteilt werden. 
Auch bei einem Beschäftigungsverbot laut den MuSchG erwerben Schwangere dennoch einen Urlaubsanspruch. 
Dieser kann vom Arbeitgeber nicht gekürzt werden.  
Für beide Problemkreise setzen Sie sich bitte bei Bedarf mit Ihren Fachanwalt für Arbeitsrecht in Verbindung. 
 
                       Ihre Steuerberater 
 
Steuertermine März 2022 
10.03. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer für Monatszahler 
10.03. Umsatzsteuer für Monatszahler 
10.03. Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 
10.03. Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 
 
 
Sie finden dieses Infoblatt auch unter www.kanzlei-gleisl.de/Mandanteninformationen/Informationsbrief 


